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Subventionen im Luftverkehr

Im Luftverkehr wiesen in den vergangenen Jahrzehnten sowohl die Passagierzah-
len als auch das Frachtaufkommen überdurchschnittliche Wachstumsraten auf.
Hiervon haben Fluggesellschaften, Flughäfen und Flugzeugindustrie profitiert.
Es ist zu erwarten, dass sich der Luftverkehr von den Einbrüchen in den beiden
vergangenen Jahren – zurückzuführen auf die Terroranschläge vom 11. Septem-
ber 2001, die Lungenkrankheit SARS, den Irak-Krieg sowie eine generelle Wirt-
schaftsschwäche – bald wieder erholt.

Unabhängig von der stark wachsenden Nachfrage nach Luftverkehrsleistungen
wird der Luftfahrtsektor in vielfältiger Weise subventioniert. Dies ist das Ergebnis
einer Studie, die im Auftrag des Umweltbundesamtes durchgeführt wurde.1 Die
Bundesregierung hält zwar einen umfassenden Subventionsabbau2 selbst für
dringend nötig, doch sind diesem in der Luftfahrt enge Grenzen gesetzt. Dazu ist
dieser Bereich zu sehr in internationale Abkommen und Regelwerke eingebettet.

Methodische Anmerkungen

Ziel der Untersuchung war es, ein möglichst um-
fassendes Bild über den Umfang staatlicher Hilfen
für die Zivilluftfahrt in Deutschland zu zeichnen.
Schwerpunktmäßig wird für das Jahr 2001 der Um-
fang der Subventionen quantifiziert, die von Bund,
Bundesländern und Kommunen an die 17 großen
internationalen Verkehrsflughäfen Deutschlands,
die Flugsicherung sowie die Deutsche Lufthansa
geflossen sind. Dabei ist zu berücksichtigen, dass
dieses Jahr für die Luftfahrt sehr kritisch war.3 Auf-
grund ihrer besonderen Entstehungsgeschichte
werden die deutschen Beihilfen an die Airbus-
Industrie für den Produktionszeitraum 1970 bis
2001 berücksichtigt.

Schlussfolgerungen für die Notwendigkeit von
Subventionen können daraus unmittelbar nicht ge-
zogen werden, da Wirkungsanalysen hinsichtlich
Zielen, Zielerreichung, Effizienz sowie externer
Effekte nicht durchgeführt wurden.

Der Untersuchung wurde ein relativ breiter Sub-
ventionsbegriff zugrunde gelegt. Er umfasst alle
direkten und indirekten Maßnahmen von Bund,
Ländern und Gemeinden, die zu Mehrausgaben
oder Mindereinnahmen des Staates führen. Zu den
direkten Subventionen zählen alle direkten Geld-
zahlungen des Staates, denen keine marktmäßige
Gegenleistung des Empfängers gegenübersteht,
z. B. staatliche Unterstützungszahlungen an Flug-
gesellschaften oder Flughäfen zur Deckung ope-
rativer Verluste. Als wichtigste indirekte Subven-
tionen wurden alle Formen von Steuervergünsti-
gungen untersucht. Hierzu gehören die generelle
Befreiung des gewerblichen Luftverkehrs von der
Mineralölsteuer und des grenzüberschreitenden
Luftverkehrs von der Mehrwertsteuer.

Die Analyse basiert auf der Auswertung der Haus-
haltspläne von Bund, Ländern und Gemeinden.
Dieser ausgabenorientierte Ansatz wurde für den
Bereich der Luftverkehrsinfrastruktur, d. h. für die
17 großen Verkehrsflughäfen, die Flugsicherung
(DFS) und die Bereitstellung der meteorologi-
schen Dienste seitens des Deutschen Wetterdiens-
tes (DWD), um einen makroökonomischen, kos-
tenorientierten Ansatz ergänzt. Hier werden die
monetären volkswirtschaftlichen Kosten (Kapital-
kosten und laufende Kosten für Unterhaltung und
Betrieb der Infrastruktur) den Einnahmen aus
Start- und Landegebühren, Flugsicherungsgebüh-
ren etc. gegenübergestellt. Dieser makroökonomi-
sche Ansatz beruht auf der Methodik der DIW-
Wegekostenrechnung.4 Die erheblichen externen
Kosten des Luftverkehrs (insbesondere für die
Umwelt), die ebenfalls als indirekte Subventionen
angesehen werden können, wurden im Rahmen
des Projektes an anderer Stelle quantifiziert.5

1 An ausgewählten Fallbeispielen für Fluggesellschaften, Flughäfen
und Flugzeughersteller wurden Art und Höhe der staatlichen Beihilfen
untersucht. Vgl. CE Solutions for Environment, Economy and Technology
(CE) und DIW Berlin: Financial Support to the Aviation Sector. In: Texte
des Umweltbundesamtes, Heft 25/2003. Diese Studie, als Arbeitspa-
ket 4 Bestandteil der Hauptuntersuchung „External Costs of Aviation“,
wurde 2001 abgeschlossen und zwischenzeitlich aktualisiert.
2 Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Achtzehnter Subventionsbericht
– Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Finanzhilfen
des Bundes und der Steuervergünstigungen für die Jahre 1999–2002.
Berlin 2001, S. 10. Der Neunzehnte Subventionsbericht der Bundesregie-
rung wurde erst nach Redaktionsschluss veröffentlicht.
3 Erstmals seit 1982 verzeichneten die 17 großen Verkehrsflughäfen in
Deutschland wieder einen Rückgang des Passagieraufkommens. Vgl. hier-
zu ADV-Statistik 2003 unter www.adv-net.org/de/gfx/stats2000. php
vom 12. August 2003. Viele Fluggesellschaften, die schon längere Zeit
mit erheblichen wirtschaftlichen Problemen zu kämpfen hatten und nur
noch eingeschränkt wettbewerbsfähig waren, nutzten jedoch die Ereig-
nisse vom 11. September 2001 als Begründung für das Einfordern staatli-
cher Beihilfen. Hier taten sich besonders die großen US-Carrier hervor.
4 Vgl. hierzu Heike Link, Heilwig Rieke und Martin Schmied: Wegekosten
und Wegekostendeckung des Straßen- und Schienenverkehrs in Deutsch-
land im Jahre 1997. Gutachten des DIW Berlin im Auftrag des BGL und
des ADAC. Berlin 2000.
5 Vgl. CE Solutions for Environment, Economy and Technology: External
Costs of Aviation. In: Texte des Umweltbundesamtes, Heft 24/2003.
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Abbildung 1

Finanzielle Unterstützung für Flughäfen 1991 bis 2001 nach
Subventionszwecken
In Mill. Euro

Quellen: Haushaltspläne des Bundes, der Länder
und der Gemeinden; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2003
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Flughäfen und Flugsicherung

Die 17 großen internationalen Verkehrsflughäfen
befinden sich zum überwiegenden Teil im Eigen-
tum der öffentlichen Hand (Bund, Bundesländer
und Gemeinden). Die Deutsche Flugsicherung
(DFS) wurde 1993 in eine privatrechtliche Orga-
nisationsform überführt; Eigentümer ist jedoch
nach wie vor zu 100 % der Bund.

Die Analyse der Haushaltspläne des Bundes sowie
der betroffenen Länder und Kommunen hinsicht-
lich der finanziellen Zuwendungen an Flughäfen
ergab für den Zeitraum 1991 bis 2001 ein durch-
schnittliches jährliches Subventionsvolumen von
134 Mill. Euro mit insgesamt fallender Tendenz
(Abbildung 1).

Sowohl die Struktur der Subventionszwecke als
auch die der Subventionsgeber hat sich in diesem
Zeitraum grundlegend verändert. Während zu Be-
ginn der 90er Jahre Darlehen und die Übernahme
von Schulden den größten Teil der Subventionen
ausmachten, waren in den Folgejahren Zuschüsse
zur Deckung der laufenden Kosten in der Regel
die größten Einzelpositionen. Mit Ausnahme der
Jahre 1991 und 1995 waren die Bundesländer der
wichtigste Subventionsgeber (Abbildung 2). Die
seitens des Bundes gewährten Subventionen san-
ken von 1992 bis 1997 kontinuierlich auf null,
stiegen jedoch 2000 und 2001 wieder leicht.

Für das Jahr 2001 wurde ein Subventionsvolumen
von 124 Mill. Euro ermittelt (Tabelle 1). Von dieser
Summe entfiel mehr als ein Drittel auf die Finan-
zierung der laufenden Kosten der Flughäfen; über-
nommene Schulden oder bereitgestellte Darlehen
machten ein Viertel aus, und 20 % wurden als
Eigenkapitalzuschüsse und Kapitalbeteiligungen
gewährt. Lediglich ein Sechstel des Subventions-
volumens wurde für investive Zwecke verwendet.
Drei Viertel aller Subventionen an Flughäfen ka-
men von den Bundesländern.

Nach dem makroökonomischen Kostenrechnungs-
ansatz beliefen sich im Jahre 2001 die gesamten
Infrastrukturkosten der Flughäfen, der Flugsiche-
rung und die entsprechenden Serviceleistungen
des Deutschen Wetterdienstes auf 4,5 Mrd. Euro
(Tabelle 2). Davon entfielen 1,6 Mrd. Euro auf
Kapitalkosten und 2,9 Mrd. Euro auf die laufen-
den Kosten für Betrieb und Unterhaltung. Dem
standen knapp 4,5 Mrd. Euro an Einnahmen aus
Gebühren gegenüber. Mehr als drei Viertel der
Gebühreneinnahmen wurden von den Flughäfen
erwirtschaftet. Die Gebühren für die Bodenver-
kehrsdienste, die Passagier- und Frachtabferti-
gung sowie die Start- und Landegebühren hatten
die größten Anteile.

Subventionen im Luftverkehr

Abbildung 2

Finanzielle Unterstützung für Flughäfen 1991 bis 2001 nach
Subventionsgebern
In Mill. Euro

Quellen: Haushaltspläne des Bundes, der Länder
und der Gemeinden; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2003
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Tabelle 2

Kosten1 und Einnahmen der Luftverkehrs-
infrastruktur2 in Deutschland im Jahre 2001
In Mill. Euro

Kosten

Kapitalkosten 1 576
    Abschreibungen 947
    Zinsen3 629

Laufende Kosten 2 950

Nachrichtlich:

    Bruttoanlagevermögen4 27 716
    Nettoanlagevermögen4 20 956

Infrastrukturkosten insgesamt 4 526

Einnahmen

Einnahmen der Flughäfen 3 544
    darunter:
    Start- und Landegebühren 1 026
    Gebühren für Bodenverkehrsdienste, Passagier- und
    Cargodienste 1 194

Flugsicherung (DFS) 897
    darunter:
    Gebühren für den oberen und unteren Luftraum 633
    Anfluggebühren 197

Deutscher Wetterdienst (DWD) 51

Infrastruktureinnahmen insgesamt 4 492

1 Preisbasis 2001.
2 Umfasst die 17 großen internationalen Ver-
kehrsflughäfen, die Deutsche Flugsicherung
(DFS) und den Deutschen Wetterdienst (DWD).
3 Bei einer Kapitalverzinsung von 3 %.
4 Einschließlich Grunderwerb.

Quellen: ADV; DFS; DWD;
Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2003

Die DFS erzielte im Jahre 2001 ein Gebührenauf-
kommen von knapp 900 Mill. Euro. Mehr als die
Hälfte dieser Summe stammte aus den Entgelten für
die Streckennavigation im unteren und oberen Luft-

raum, ein Viertel aus den Gebühren für den Lande-
anflug. Für Flüge, die generell von der Gebühren-
zahlung befreit sind (z. B. militärische Flüge), er-
hielt die DFS vom Bund Kompensationszahlun-
gen in Höhe von rund 60 Mill. Euro, die insofern
nicht als Subvention zu betrachten sind.6

Insgesamt dürften nach der hier vorgelegten makro-
ökonomischen Methodik die Flughäfen, die Flug-
sicherung und der DWD ihre Infrastrukturkosten
durch Gebühren und andere Zahlungen für erbrach-
te Serviceleistungen im Betrachtungszeitraum ge-
deckt haben. Dieses Ergebnis einer aggregierten
Betrachtung lässt allerdings keine Aussagen über
den Kostendeckungsgrad einzelner Teilsysteme
zu. Außerdem ist diese Aussage dahingehend zu
relativieren, dass nicht alle Subventionstatbestände
quantifiziert werden konnten.7

Die Berechnungen basieren auf dem institutionel-
len Prinzip. So sind alle Anlagen, z. B. auch Bahn-
höfe an Flughäfen, den Flughäfen zugeordnet, so-
fern sie sich in deren finanzieller und operativer
Verantwortung befinden. Umgekehrt sind die Infra-
strukturbereiche, die nicht unter rechtlicher, finan-
zieller und operativer Verantwortung der Flughä-
fen stehen, ebenso wie beispielsweise die straßen-
und schienenseitige Anbindung von Flughäfen
nicht einbezogen worden. Da es mangels verfüg-
barer Daten nicht möglich war, die Infrastruktur-
kosten entsprechend der Inanspruchnahme auf an-
und abreisende Fluggäste und Flughafenbeschäf-
tigte bzw. auf andere Nutzer zu verteilen, wurden
sie nicht berücksichtigt.

Fluggesellschaften

Generell ist zu konstatieren, dass bei den deut-
schen Fluggesellschaften indirekte Subventionen
in Form von Steuervergünstigungen – z. B. die
Kerosinsteuerbefreiung für kommerziell genutz-
tes Flugbenzin und die Mehrwertsteuerbefreiung
bei internationalen Flügen – eine deutlich größere
Rolle als direkte Beihilfen spielen (Tabelle 3).

International wird der Kersosinverbrauch im ge-
werblichen Luftverkehr nicht besteuert. Die mit
der Steuerbefreiung von Kerosin8 verbundenen
Steuerausfälle für Deutschland sind auf der Grund-
lage der in Deutschland getankten Menge an Flug-

6 Die DFS schloss das Jahr 2001 mit einem operativen Verlust von
23 Mill. Euro ab, der jedoch bereits bei der Festlegung der Navigations-
gebühren für das Jahr 2003 berücksichtigt wurde und insofern gedeckt
werden wird.
7 Nicht quantifiziert wurde beispielsweise der Verzicht auf Grundsteuer-
einnahmen.
8 Die rechtliche Grundlage ist die EU-Richtlinie 92/81/EEC vom
19. Oktober 1992 über die Harmonisierung der Verbrauchssteuern
auf Mineralöl.

Tabelle 1

Subventionen von Bund, Ländern und Kommunen für Flughäfen
im Jahre 2001
In Mill. Euro

Subventionsart und -zweck
Subventionsgeber

Bund Bundesländer Gemeinden Insgesamt

Investitionszuschüsse – 17,1 2,4 19,5

Zuschüsse für laufende Kosten – 46,3 0,2 46,5

Darlehen, Schuldendiensthilfen und
Schuldenübernahme 4,7 25,6 – 30,3

Kapitalbeteiligungen und Eigen-
kapitalzuschüsse 24,0 – – 24,0

Ausgleichszahlungen für die Flug-
sicherung an kleineren Flughäfen – 4,1 – 4,1

Insgesamt 28,7 93,1 2,6 124,4

Quellen: Haushaltspläne des Bundes, der Bundesländer
und der Gemeinden. DIW Berlin 2003
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Tabelle 3

Direkte und indirekte Beihilfen an deutsche
Fluggesellschaften im Jahre 2001
In Mill. Euro

Direkte Beihilfen insgesamt 86,1

    Übernahme von VBL-Verpflichtungen für Lufthansa-
    Beschäftigte durch den Bund 41,6

    Direkte Beihilfen in Verbindung mit den Terrorangriffen
    vom September 2001 44,5

Indirekte Beihilfen insgesamt 2 737,0

    Steuerverluste wegen der Kerosinsteuerbefreiung des
    Flugverkehrs1 2 237,0

    Steuerverluste wegen der Mehrwertsteuerbefreiung
    bei grenzüberschreitenden Flügen2 500,0

Insgesamt 2 823,1

1 Berechnet mit dem EU-Mindest-
steuersatz für kommerziell genutzten
Dieselkraftstoff von 245 Euro/1 000 Liter.
2 Mehrwertsteuer auf die inländischen
Abschnitte bei Auslandsflügen.

Quellen: Haushaltspläne des Bundes;
Deutscher Bundestag; Berechnungen
des DIW Berlin. DIW Berlin 2003

benzin9 berechnet worden. Da eine isolierte Steuer-
erhebung in Deutschland praktisch ausscheidet,
wurde der EU-Mindeststeuersatz für kommerziell
genutzten Dieselkraftstoff von 245 Euro je 1 000
Liter zugrunde gelegt. Danach ergaben sich für
das Jahr 2001 indirekte Subventionen aufgrund
des Steuerausfalls von 2,2 Mrd. Euro (einschließ-
lich der auf ausländische Gesellschaften entfallen-
den Begünstigungen). Dieser Betrag dürfte die
Obergrenze für den tatsächlichen Steuerverlust
sein, da Nachfragereaktionen aufgrund erhöhter
Preise für Flugtickets nicht berücksichtigt wur-
den.10

Im Subventionsbericht der Bundesregierung 200111

ist der Steuerverlust aus der Kerosinsteuerbefrei-
ung auf 409 Mill. Euro beziffert. Diese Schätzung
basiert auf einem angenommenen Kraftstoffver-
brauch innerhalb der Grenzen Deutschlands. Bei
internationalen Flügen wird nur der deutsche Stre-
ckenanteil berücksichtigt. Die genauen Berech-
nungsgrundlagen sind nicht bekannt, gleichwohl
dürfte die ermittelte Größenordnung des Steuer-
verlustes viel zu niedrig und als äußerst problema-
tisch anzusehen sein. Nach dieser Berechnungs-
methodik wären alle Flüge über internationale
Gebiete und Gewässer von der Kerosinsteuer be-
freit. Umgekehrt erstaunt es, dass in einer anderen
Untersuchung12 ein Steuerverlust von 5,1 Mrd.
Euro für das Jahr 2000 genannt wird. Diese Schät-
zung basiert auf dem damaligen deutschen Mine-
ralölsteuersatz von 562 Euro pro 1 000 Liter für
bleifreies Normalbenzin.

Bei innerdeutschen Flügen wird der übliche Mehr-
wertsteuersatz von 16 % auf den Preis des Flug-
tickets erhoben. Tickets für internationale Flüge
unterliegen hingegen nicht der Mehrwertsteuer.
Die Bundesregierung prüft derzeit jedoch die
Möglichkeit, auf die inländischen Abschnitte bei
Auslandsflügen die Mehrwertsteuer zu erheben.
Eine derart erhobene Steuer dürfte mit erheblichen
rechtlichen, inhaltlichen und berechnungstechni-
schen Problemen verbunden sein. Ungeachtet des-
sen erwartet die Regierung hieraus Einnahmen
von 500 Mill. Euro.

Andere indirekte Beihilfen, etwa die Möglichkeit
außerordentlicher Abschreibungen bzw. verkürz-
ter Abschreibungszeiträume für Flugzeuge, konn-
ten mangels verfügbarer Daten nicht quantifiziert
werden.

Direkte Subventionen hatten bei deutschen Flug-
gesellschaften im Jahre 2001 eine nachrangige
Bedeutung. Sie betrafen die Übernahme der VBL-
Zahlungen an Lufthansa-Bedienstete durch den
Bund im Rahmen der Privatisierung der Lufthansa
(etwa 42 Mill. Euro), die Gewährung eines bis 2009
rückzahlbaren Darlehens für Umstrukturierungs-
maßnahmen bei der LTU (120 Mill. Euro) sowie
Beihilfen im Zusammenhang mit den Terroran-
schlägen vom 11. September 2001 (44 Mill. Euro).

Flugzeugindustrie

Die Luft- und Raumfahrtindustrie ist ein Hoch-
technologiebereich, dem in den USA, Frankreich,
Großbritannien und Deutschland eine Schlüssel-
rolle innerhalb der gesamten Wirtschaft zugespro-
chen wird. Angesichts hoher Zuwachsraten bei der
Luftverkehrsnachfrage wurde in den vergangenen
Jahrzehnten in diesen Ländern neben den Raum-
fahrtprogrammen und dem militärischen Bereich
vor allem dem zivilen Großflugzeugbau große Be-
achtung geschenkt. Über die unmittelbare ökono-
mische und strategische Bedeutung für den militä-
rischen Bereich hinaus hat die Flugzeugindustrie
auch erhebliche „Spillovers“ und diffundierende
Wirkungen für die gesamte übrige Wirtschaft.
Eine wichtige Ursache hierfür dürfte in den FuE-
Aufwendungen dieser Branche liegen, die etwa 10
bis 15 % des Umsatzes ausmachen und damit
deutlich über denen der meisten anderen Wirt-

9 Vgl. Aral Aktiengesellschaft & Co. KG: Verkehrstaschenbuch 2002/
2003. Bochum 2002.
10 Vgl. hierzu: Stürmisches Wachstum des Luftverkehrs setzt sich fort –
Maßnahmen zur Stabilisierung der Schadstoffemissionen erforderlich
und möglich. Bearb.: Rainer Hopf und Hartmut Kuhfeld. In: Wochen-
bericht des DIW Berlin, Nr. 37/2000.
11 Vgl. Bundesministerium der Finanzen, a. a. O.
12 Vgl. BDI, BDLI, ADV, Lufthansa, Thomas Cook und TUI: Entschließung
gegen die Belastung der gewerblichen Luftfahrt mit der Mineralölsteuer.
Gemeinsames Positionspapier. Berlin 2002.
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schaftsbereiche liegen.13 Ihre technologische Be-
deutung erklärt auch das besondere Interesse des
Staates an dieser Industrie.

Der Markt für den Bau von zivilen Großflugzeu-
gen ist durch sehr hohe Eintrittsbarrieren charak-
terisiert. Die Entwicklungskosten („sunk costs“)
und Vorlaufkosten („front end money“) sind be-
trächtlich. Entsprechend lang sind auch die Amor-
tisations- bzw. Payback-Perioden.14 Hinzu kom-
men die mit steigender Produktionsmenge sinken-
den Produktionskosten je Stück („economies of
scale“) sowie die aus wachsender Produktion und
zunehmender Produktvielfalt resultierenden Lern-
kurveneffekte („economies of scope“). Die am
Markt bereits tätigen Produzenten besitzen hier
erhebliche Vorteile. Wegen dieser Rahmenbedin-
gungen und weil man eine per se lukrative Hoch-
technologieindustrie nicht allein den USA (Boeing,
McDonnell Douglas und Lockheed) überlassen
wollte, entschloss man sich in Europa zur Produk-
tion und massiven Subventionierung von Airbus-
Flugzeugen.15

Die seitens der beteiligten europäischen Regierun-
gen für die Entwicklung, Produktion und Vermark-
tung der Airbus-Flugzeuge geleisteten Beihilfen
und Subventionszahlungen ließen sich allerdings
nie exakt ermitteln. Es liegen nur sehr grobe
Schätzungen und fragmentarische Angaben vor.

Eine Ursache für die ausgesprochen dürftige Da-
tenlage liegt in der ursprünglichen Organisations-
form von Airbus Industries (AI).16 Erst mit der
Gründung der Airbus Integrated Company (AIC)
als selbständiges Unternehmen im Jahre 1999, an
dem der Europäische Luft- und Raumfahrtkonzern
EADS17 zu 80 % und BAE Systems zu 20 % betei-
ligt sind, ist die Basis für mehr Transparenz ge-
schaffen worden.

Es gibt eine Vielfalt von Subventionsarten und -for-
men: Zu nennen sind u. a. direkte Zahlungen für
die Entwicklung und Produktion der Systemkom-
ponenten des Airbus, Kapitalzuführungen, staat-
liche FuE-Förderung im zivilen und militärischen
Bereich, Steuervergünstigungen, Steuer- und
Schuldenerlass, Lenkung der Nachfrage der natio-
nalen Fluggesellschaften auf den heimischen Flug-
zeughersteller durch Verkürzung der Abschrei-
bungszeiträume, Exportkredite und -bürgschaften
sowie Absicherung gegen Verluste aus Wechsel-
kursgeschäften oder Synergien zwischen militäri-
scher und ziviler Produktion. Diese Vielfalt von
Subventionen, die länderspezifisch völlig unter-
schiedlich sind und von den Ländern auch unter-
schiedlich gewertet und eingeordnet werden, er-
schweren es zusätzlich, die tatsächlich geflossenen
Beihilfen zu quantifizieren.

Die meisten Informationen über die finanziellen
Beihilfen liegen für den Zeitraum bis 1989/1990
vor. Um für die GATT/WTO-Verhandlungen18

über die Subventionen in der Flugzeugindustrie
im Jahre 1992 gut gerüstet zu sein, ließen sowohl
die US-amerikanische Seite als auch die EU die
Subventionspraxis bei Airbus untersuchen. Nach
US-Schätzungen beliefen sich die gezahlten Bei-
hilfen bis Ende 1989 auf fast 6 Mrd. US-Dollar.
Hinzu kamen noch nicht in Anspruch genommene
Bewilligungen von knapp 10 Mrd. US-Dollar.19

Diese Schätzungen sind in etwa kompatibel mit
den Angaben der EU-Kommission.20 Der größte
Teil entfiel auf Zuschüsse für die Entwicklung der
Airbus-Produktlinie, auf Beihilfen für die Serien-
produktion sowie auf die Absatzfinanzierung.21

Die US-Regierung monierte vor allem auch die –
inzwischen ausgelaufenen – Wechselkursgarantien
der deutschen Regierung, nach denen Ausgleichs-
zahlungen zu leisten waren, falls der Wechselkurs
unter die Marke von 1,80 DM (zum US-Dollar)
sinken sollte. Hier flossen allein über 2 Mrd. US-
Dollar an Ausgleichszahlungen bis zum Jahre
2000.

Auch in den 90er Jahren sind erhebliche Mittel für
die Komplettierung und Weiterentwicklung der
Airbus-Produktlinie aufgewendet worden. So wur-
den an die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie
etwa 4 Mrd. Euro pro Jahr (einschließlich militä-
rischer Ausgaben) ausgezahlt. Davon sind etwa
250 Mill. Euro an die zivile Flugzeugindustrie ge-
flossen.

13 Vgl. hierzu auch: Wettbewerbsfähigkeit im zivilen europäischen
Großflugzeugbau. Bearb.: Kurt Hornschild. In: Beiträge zur Strukturfor-
schung des DIW Berlin, Nr. 128/1992, S. 19; AECMA (European Asso-
ciation of Aerospace Industries): European Aerospace Industry – Facts
& Figures 2001 (www.aecma.org).
14 Vgl. Kurt Hornschild, a. a. O., S. 49 ff., sowie Thomas Zimmermann:
Strategische Handelspolitik in der Flugzeugindustrie im Lichte des
GATT/WTO-Regimes unter Berücksichtigung des Airbus-Projekts.
Hintergrunddokumentation für die Fernsehreihe „Introduction to Busi-
ness and Economics“. St. Gallen 1998 (www.home.t-online.de/home/
zimmthompub2/PDFstrapol.pdf).
15 Gründungspartner von Airbus 1970 waren Frankreich und Deutsch-
land; später schlossen sich Großbritannien und Spanien dem Konsortium
an.
16 AI selbst war eigentlich nur eine Vermarktungs- und Vertriebsgesell-
schaft, die mangels Transparenz keinerlei Anreize für eine kosteneffi-
ziente Produktion bot. Bei diesem zudem nicht publizitätspflichtigen
Gemeinschaftsunternehmen nach französischem Recht („Groupement
d’Intérêt Economique“ – GIE) kannte keiner der Beteiligten die gesamten
Produktionskosten des Airbus und die Höhe der Subventionszahlungen,
die die Kooperationspartner von ihren nationalen Regierungen für die
Produktion der vereinbarten Systemkomponenten erhielten; alle Betei-
ligten behielten weitgehend die finanzielle und technologische Unab-
hängigkeit. Man kooperierte beim Airbus; auf den übrigen Gebieten der
Luft- und Raumfahrtindustrie konkurrierte man gegeneinander und
ließ sich nicht in die Karten gucken.
17 Hervorgegangen 2000 aus der Fusion der deutschen DaimlerChrysler
Aerospace AG, der französischen Aerospatiale Matra und der spanischen
CASA.
18 Vgl. hierzu Thomas Zimmermann, a. a. O.
19 U.S. Congress, Office of Technology Assessment OTA-ITE-498:
Competing Economies – America, Europe and the Pacific Rim. U.S.
Government Printing Office. Washington, D. C. 1991.
20 EU: Mitteilung der Kommission: Eine wettbewerbsfähige europäische
Luftfahrtindustrie. Brüssel 1990.
21 Vgl. Kurt Hornschild, a. a. O., S. 105 f.
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Ende 2000 kündigten die Airbus-Partner den Bau
des weltweit größten Zivilflugzeuges (A380) mit
geschätzten Entwicklungskosten von etwa 12 Mrd.
US-Dollar (Stand 2000) an. Entsprechend den gel-
tenden internationalen Vereinbarungen darf ein
Drittel davon als niedrigverzinsliche und rück-
zahlbare Kredite von den nationalen Regierungen
zugeschossen werden. Die Rückzahlungen an den
Staat hängen jedoch von der Anzahl der verkauf-
ten Flugzeuge ab. Die Entwicklungskostenzu-
schüsse können mithin zum jetzigen Zeitpunkt
– anders als die bis 1992 gewährten Beihilfen –
noch nicht als Subventionszahlungen an die zivile
Flugzeugindustrie angesehen werden. Für die Ent-
wicklung des A380 ist in den deutschen Haus-
haltsplänen für die nächsten Haushaltsjahre eine

Darlehensermächtigung von gut 1 Mrd. Euro aus-
gewiesen. Für das Zinsausfallrisiko sind noch ein-
mal fast 800 Mill. Euro angesetzt.

Für den Absatz ziviler Passagierflugzeuge werden
sowohl in Europa als auch in den USA erhebliche
Exportbürgschaften seitens der jeweiligen Regie-
rungen gewährt. In Europa (Deutschland, Frank-
reich, Spanien und Großbritannien) summierten
sich die Exportbürgschaften 1998 auf 2,7 Mrd.
US-Dollar (USA: 3,0 Mrd. US-Dollar); im Jahre
1999 beliefen sie sich auf 5,9 Mrd. US-Dollar
(USA: 7,0 Mrd. US-Dollar). In Deutschland stieg
das Volumen der jährlich bereitgestellten Export-
bürgschaften zur Unterstützung des Airbus-Ver-
kaufs durch die „Hermes Kreditversicherungs AG“

Tabelle 4

Finanzwirksame Maßnahmen des Bundes zur Förderung der Luft- und Raumfahrt1 von
1998 bis 2002
In Mill. Euro

1998 1999 2000 2001 2002

Direkte Zuwendungen an die Flugzeugindustrie durch das Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie

Finanzierungshilfen für den Absatz von zivilen Flugzeugen inklusive Triebwerken – – 14,3 46,4 77,8

Forschungsförderung von Technologievorhaben der zivilen Luftfahrtindustrie 12,6 51,9 46,7 38,1 23,0

Ausgaben für die Inanspruchnahme aus der Verwaltungsvereinbarung mit dem
ERP-Sondervermögen zur Förderung der Entwicklungskosten des Airbus A 3802 – – – (76,7)3 –

Ausgaben für die Inanspruchnahme aus der Verwaltungsvereinbarung mit dem
ERP-Sondervermögen zur Förderung der Entwicklungskosten des Triebwerks
GP 70004 – – – – –

Forschungsförderung durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung

Beitrag bzw. Leistungen an die Europäische Weltraumorganisation (EWO) in Paris 494,4 495,6 501,1 532,3 561,7

Nationales Weltraumprogramm
    – Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 114,2 101,3 – 115,3 104,0
    – Investitionen 52,4 53,4 – 37,4 54,4

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR)
    – Betrieb 139,3 141,0 142,1 142,75 149,2
    – Investitionen 30,5 28,5 28,0 29,25 27,7

Forschungsförderung und Beschaffungsmaßnahmen durch das Bundesminis-
terium der Verteidigung

Beschaffung von Flugzeugen, Flugkörpern, Flugzeugrettungs-, Sicherheits- und
sonstigem flugtechnischen Gerät 465,3 495,6 496,0 410,0 295,0

Beschaffung von MRCA (Multi-Role Combat Aircraft) 56,2 27,5 15,3 – –

Beschaffung Eurofighter 2000 510,4 624,8 645,8 869,2 920,0

Beschaffung des Waffensystems Unterstützungshubschrauber – – 90,5 165,7 199,0

Beschaffung NATO-Hubschrauber 90 – – – 66,4 102,0

Entwicklung des Kampfflugzeuges MRCA 71,6 63,9 62,4 80,3 52,0

Entwicklung des Waffensystems Eurofighter 2000 173,3 128,8 104,8 102,3 87,0

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. V. für Zwecke der wehrtechnischen
Luftfahrtforschung
    – Betrieb 27,6 27,6 27,6 27,6 27,6
    – Investitionen 2,0 – – 2,0 2,0

11998 bis 2001: Ist; 2002: Soll.
2 Airbus entwickelt zur Vervollständigung der Airbus-Produktfamilie 3 Übertragen nach 2002.
das Passagierflugzeug A380. Hierfür soll im Rahmen einer europäischen 4 Verpflichtungsermächtigung in künftigen Haushaltsjahren. Verkaufs-
Gesamtlösung und nach Maßgabe der einschlägigen internationalen Ver- abhängig rückzahlbares Darlehen des Bundes in Höhe von insgesamt
einbarungen ein verzinsliches, verkaufsabhängig rückzahlbares Darlehen bis zu 134 Mill. Euro. Das Zinsausfallrisiko ist mit 106 Mill. Euro ange-
des Bundes in Höhe von insgesamt bis zu 1 Mrd. Euro gewährt werden. setzt.
Das Zinsausfallrisiko für den Bund beträgt zusätzlich 782,8 Mill. Euro. 5 Soll.

Quelle: Haushaltspläne des Bundes. DIW Berlin 2003
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von 396 Mill. Euro (1991) auf 767 Mill. Euro
(2001).

Zu berücksichtigen ist ferner, dass die Airbus-Her-
steller gleichzeitig auch die Hauptakteure in den
übrigen Bereichen der Luft- und Raumfahrt (ein-
schließlich des Militärsektors) sind. Dort sind eben-
falls erhebliche staatliche Mittel für Forschung,
Produktion und Beschaffung bereitgestellt worden
(Tabelle 4), von denen indirekt auch die Airbus-
Sparte profitiert haben dürfte. Als direkte Subven-
tionen für den Luftverkehr sind diese Beträge
allerdings nicht zu interpretieren.

Die für den Bau des A380 in Hamburg notwendige
Erweiterung der Produktionskapazitäten wird vom
Hamburger Senat mit etwa 665 Mill. Euro subven-
tioniert. Hinzu kommen Subventionen von Bund
und Ländern an Zulieferer im Inland, insbesondere
an Triebwerkshersteller. Diese indirekten Subven-
tionen entziehen sich jedoch einer Quantifizierung.

Unter Berücksichtigung der Rückzahlungen22

dürften sich die staatlichen Beihilfen, die für die
Entwicklung, die Produktion und die Vermarktung
der Airbus-Flugzeuge von den europäischen Re-
gierungen an das Airbus-Konsortium geleistet
wurden, auf mindestens 30 bis 35 Mrd. Euro be-
laufen; das entspricht einem Umsatzanteil von
etwa 15 %. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass
die staatlichen Beihilfen, die für die Entwicklung
des A380 bereitgestellt werden, im Rahmen von
internationalen Vereinbarungen gewährt werden.
Alle Anzeichen sprechen für einen allmählichen
Abbau der staatlichen Fördermaßnahmen für die
zivile Flugzeugindustrie.23

Fazit

Der Subventionsbegriff ist nicht ganz eindeutig
und wird von den wirtschaftswissenschaftlichen
Forschungsinstituten24 beispielsweise anders ab-
gegrenzt als von der Bundesregierung25. Selbst bei
Zugrundelegung einer relativ engen Definition ist
jedoch offenkundig, dass der Luftverkehr in viel-
facher Hinsicht durch die öffentliche Hand unter-
stützt wird. Bei den Fluggesellschaften überwie-
gen die indirekten Subventionen vor allem in
Form von Steuervergünstigungen und -befreiun-
gen; bei der Flugzeugindustrie dominieren direkte
Beihilfen in Form von Entwicklungs- und Produk-
tionskostenzuschüssen.

Die Subventionierung des Luftverkehrs wird mit
verschiedenen Argumenten wie der Schaffung und
Erhaltung von Arbeitsplätzen, der Bedeutung für
den Wirtschaftsstandort Deutschland, der Techno-
logieentwicklung und Verminderung der Aus-

landsabhängigkeit und nicht zuletzt auch mit dem
Verweis auf wesentlich höhere Subventionen bei
anderen Verkehrsträgern begründet. Festzustellen
ist jedoch, dass beispielsweise das Arbeitsplatzar-
gument letztlich für alle Investitionsvorhaben und
alle Branchen gilt und keinesfalls für sich genom-
men eine Subventionierung des Luftverkehrs recht-
fertigt. Ebenso wenig gibt es eine ökonomisch sinn-
volle Begründung dafür, dass bei den Landver-
kehrsträgern Mineralöl- und Mehrwertsteuer zu
entrichten sind, dem Luftverkehr dagegen gene-
rell keine Kerosinsteuer und im grenzüberschrei-
tenden Verkehr (mehr als vier Fünftel des gesamten
Passagierluftverkehrs) keine Mehrwertsteuer auf-
erlegt ist.

Der Aufbau einer zivilen europäischen Großflug-
zeugindustrie steht zwar auch im Zusammenhang
mit Vergünstigungen für den Luftverkehr, doch
wurden damit vorrangig politische, industrielle
sowie technologische Ziele verfolgt. Aufgrund der
hohen Entwicklungskosten und -risiken wäre für
ein privates Unternehmen die Entwicklung einer
zivilen Flugzeugproduktion finanziell nicht trag-
bar gewesen und daher ohne Subventionierung
unterblieben. Eine Kosten-Nutzen-Betrachtung
der ökonomischen Effekte – u. a. Aufbau einer
Hochtechnologieindustrie mit erheblichen „Spill-
overs“ und diffundierenden Wirkungen für die ge-
samte übrige Wirtschaft, Verminderung der Aus-
landsabhängigkeit sowie Verhinderung eines mo-
nopolistischen Marktes mit ausschließlich US-
amerikanischer Flugzeugproduktion – wurde in
diesem Bericht nicht vorgenommen.

Unabhängig davon, ob einzelne Fördermaßnah-
men ökonomisch sinnvoll sind oder nicht, ermög-
lichen sie eine Kostensenkung bei der Produktion
von „Luftverkehrsgütern“ und damit letztlich auch
eine Verbilligung von Flugreisen. Vor dem Hinter-
grund der erheblichen Umweltbelastungen durch
den Luftverkehr sind derartige Preissignale pro-
blematisch.26 Aufgrund der erheblichen, hier nicht

22 Es wird geschätzt, dass das deutsche Airbus-Konsortium während
der vergangenen dreißig Jahre etwa 2 Mrd. Euro (zur Schuldentilgung)
an den Staat zurückgezahlt hat.
23 So sind die Wechselkursgarantien für die deutsche Airbus-Industrie
weggefallen. Gleichzeitig dürfen Entwicklungskostenzuschüsse nur
noch in Höhe von einem Drittel der gesamten Entwicklungskosten ge-
währt werden; diese Zuschüsse müssen darüber hinaus zurückgezahlt
werden.
24 DIW Berlin und IfW: Kriterien und Vorschläge für einen Subventions-
abbau. Manuskript. Berlin, September 1998; Alfred Boss und Astrid
Rosenschon: Subventionen in Deutschland: Quantifizierung und finanz-
politische Bewertung. In: Kieler Diskussionsbeiträge, Nr. 392/393,
August 2002.
25 Vgl. Bundesministerium der Finanzen, a. a. O.
26 Die staatlichen Beihilfen lassen sich allerdings keinesfalls als Be-
gründung für das Verbot von „Dumpingpreisen“ oder die Einführung
von Mindestpreisen – etwa orientiert am Niveau von ICE-Bahnfahrten
2. Klasse – bei den „Billigfliegern“ heranziehen. Von den genannten
staatlichen Vergünstigungen profitieren sie in der Regel nicht mehr
als die etablierten Liniengesellschaften. Zu derartigen Forderungen
vgl. beispielsweise n-tv: Front gegen Billigflüge. Pressemeldung vom
14. September 2003 (www.n-tv.de/3183776.html).
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betrachteten externen Effekte des Luftverkehrs27

gehören sämtliche staatlichen Vergünstigungen
und Subventionen für alle Akteure in der Luftfahrt
auf den Prüfstand. Da ein isoliertes nationales Vor-
gehen wenig sinnvoll und kaum möglich ist, bleibt
die Bundesregierung aufgefordert, sich weiter mit

27 Vgl. hierzu z. B. die Forschungsberichte des UNITE-Projektes
(www.its.leeds.ac.uk/projects/UNITE).

Nachdruck um international abgestimmte Lösun-
gen zu bemühen.
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Konjunktur im leichten Vorwärtsgang
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im dritten Quartal dieses Jahres lassen eine leichte Zunahme des realen
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leichte Beschleunigung an.
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die Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts für das abgelaufene
bzw. laufende Quartal und stellt damit die gesamtwirtschaftliche Entwicklung
dar. Die Berechnung des DIW-Konjunkturbarometers basiert auf monatlichen
Indikatoren, die – abhängig vom Zeitpunkt der Berechnungen – mehr oder
weniger Schätzelemente enthält. Dem hier vorgestellten Konjunkturbaro-
meter liegen für die Mehrzahl der verwendeten Indikatoren offizielle Werte
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des DIW Berlin veröffentlicht (www. diw.de/konjunkturbarometer).
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